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Landeshaupts tadt Wiesbaden Hiesbaden , den 
Der Magistrat - Vermes sungsamt -

B e g r ü n d u n g 

zur vereinfachten Änderung des Bebauungsplanentwurfes 

"Geisberg - 1. Änderung" in \'!iesbaden (1977/2) nach § 13 BBauG 

Kurzbe zei chnunEi: 11 Geisberg - 2. Änderung" in \'li es baden 

1. Geltungsberei ch (§ 9 Abs. 7 BBauG) 

Vom südlichsten Punkt des \vendeha~~ers der Thaers traße be­
ginnend, nach Süden verlaufend entlang des nördlichen Teiles 
der Ostgr enze des Grundstückes Flur 33, Flurstück 44/16 , 
Gemarkung Wiesbaden, Südostgrenze des Grundstückes Flur 33, 
Flurst ück 44/17, südlicher Teil der Ostgrenze, Südgrenze 
und Südwestgrenze des Grundstückes Flur 33 , Flurstück 44/16 , 
Südwestgrenzen der Grundstücke Flur 33, Flurstück 44/12 und 
44/1 5 nach ca. 50 m entlang dieser Grenze, rechtwinklig 
ca. 30 m lang nach Nordosten abknickend, dann rechtwinklig 
auf die Verlängerung des Lehrgebäudes d. BKA abknickend, 
entlang der südwestlichen und südöstlichen Gebäudeseite des 
Lehrgebäudes , der Verlängerung der Südostseite dieses Ge­
bäudes folgende, nach ca. 35 m rechtwinklj g abknickend nach 
Südosten dem Wendehammer der Thaerstraße zu, dem s üdli chen 
Verlauf der Grundstücksgrenze des Wendehammers fol gend bis 
zum Ausgangspunkt. 

2. Ausweisung und Änderung bestehender Bauleitoläne 

2.1 Vorbereitender Bauleitplan (Fläch ennutzungsplan) 
-

Eine Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht er~ 
forderlich. 

2.2 Verbindlicher Baulei tplan( Bebauungsplan) 

Bebauungsplan II Geis berg - 1. Änderung'' in vliesbaden 
(1977/2 ) . 

3. Zur städtebaulichen un d planungsrechtlichen Situation : 

Der Bebauu:1gsplan "Geisberg - 1 . Änderung" in \'liesbade:1 
( 1977 I 2) set zt den südwestlich der T~1aers traße gele~e:1en 
Grundstücksbereich, der innerhalb des "Baug r>undst •:.ic 1<es 
für den Gemeinbedarf - Bundeskriminalamt" liep;t, als 
Stellpla~zfläche fest. Vorgesehen aufgrund dieser Fes~­
setzung sind 99 Stellplätze oberirdisch mit einer da­
run ter anzuordnenden Tiefcarage mit 44 Stellpl~tzen . 



- 2 -

Die Stellplätze sind vor der Baugrenze, also innerhalb 
der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ausgewiesen. 
Bisher ist dieser Parkplatz nur ebenerdig für 101 Stell­
plätze ausgebaut worden. 
Die Zufahrt zu den Stellplätzen ist planungsrechtlich 
von der Thaerstraße vorgesehen und erfolgt auch über 
diese. 
Weiterhin ist zwischen Thünenstraße und Thaerstraße 
quer über das Grundstück des BKA verlaufend ein Leitungs­
recht für eine Wasserleitung zugunsten der Stadtwerke 
Wiesbaden (ESWE) festgesetzt . 

Das Staatsbauamt Wiesbaden hat für das Bundeskriminalamt 
in Wiesbaden im Bereich des festgesetzten Stellplatzes 
an der Thaerstraße eine mehrgeschossige Tiefgarage mit 
zwei Untergeschossen und einem Parkdeck geplant. 
Bei der Planung dieser Stellplatzanlage wurde die Hang­
lage des Grundstückes berücksichtigt. Diese macht es not­
wendi g , die einze lnen Ebenen halbgeschossig zu versetzen, 
wodurch eine gute Angleichung des Baukörpers an das Ge­
lände erreicht werden kann. 
Die höher versetzten Ebenen werden durch zwei Außen- und 
zwei Mittelrampen miteinander verbunden. Die Parkebenen 
im zweiten Unterges choß werden baulich so ausgebildet, 
daß ein späterer Ausbau als Großschutzraum für ca. 1 250 
Personen möglich ist . 
Die einzelnen Geschosse werden durch drei Sicherheitstrep­
pen miteinander verbunden. 

Mit der Ausführung dieser Planung sollen 316 Stellplätze 
geschaffen werden. Die Zu- und Abfahrt der Parkgarage soll 
nach wie vor von der Thaerstraße aus erfolgen. 
Die auf dem Grundstück liegenden Hauptversorgungsleitungen 
(Gas, Wasser, Elektrizität) werden zum Teil in eine neue 
Trasse außerhalb des Grundstückes des BKA in den angrenzen­
den öffentlichen Gehweg verlegt . Im westlichen nicht über­
baubaren Grund3tücksbereich soll das Leitungsrecht zugunsten 
der ESWE vor der Baugrenze der Garagenanlage festgesetzt wer­
den. 

Mit diesem beabsichtigten Bauvorhaben wird von den bestehenden 
Festsetzungen eines oberirdischen Parkplatzes mit Tiefgarage 
innerhalb der nicht überbaubaren Fläche abgewichen . 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
"Geisberg - 1. Änderung" sollen im einzelnen nachfolgend auf­
geführt werden: 

1. Festsetzung einer Tiefgarage mit Parkdeck für 316 Kfz­
Stellplätzen anstatt der im Bebauungsplan Wiesbaden 
1977/2 oberirdisch und unterirdisch festgesetzten 143 
Stellplätze. 

2. Maximal- Festsetzung von Höhen des Parkdecks nach § 9 
(2) BBauG i.V . m. § 9 (1) 4 BBauG entsorechend der im 
Bebauungsplanentwurf angegebenen Geländeschnitte. 
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3. Neuaufnahme von textlichen Festsetzungen nach § 9 (1) 
24 BBauG, die Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen zum Inhalt haben. 

4. Verlegung der festgesetzten Baugrenze, die an der Gebäude­
front der Südostseite des Lehrgebäudes, der Südost- und 
Süwestseite des Lehrgebäudes in Verlän~erung bis zum Büro­
haus verläuft, nahe an die südliche Geltungsbereichsgrenze. 

5. Festsetzung "Anoflanzen und Erhaltung von Bäumen und Sträu­
chern'' gemäß § 9 (1) 25 BBauG im nicht überbaubaren Grund­
stücksbereich zwischen der Baugrenze der Tiefgarage und 
der benachbarten Grundstücksgrenze. 
Innerhalb dieser Flächen zusätzliche Abschirmun~ der Stell­
plätze ge~en die unn~tt elbar angrenzenden ~achbargrundstücke 
durch ~rdwälle, die auße~dem nit den in Bebauungsulan fest­
gesetzten Bäumen und Sträuchern bepflanzt werden . 

6. Verlegung des zugunsten der ESHE festgesetzten Leitungsrechtes 
für die Versor2;un r;sleitungen (Gas, ',lasser , Strom) in die an 
das "Baur;rundstück für den Gemeinbedarf" an~renzenden i)ffent ­
lichen Wege und dem westlichen Gelt ungsbereich parallel zur 
Baugrenze. 

Aus städtebaulichen Gründen ist es drin~end erforder~ich , daß 
durch diese Bauma')nah;ne die un:ibersichtliche ?arksituation , 
die durch das Parken de~ 3ediensteten des B~A in anbrenzenden 
öffentlichen Stra')enver:cehrsraum (Thaerstraße, Idsteiner Straße, 
Jonas-Sc~midt-Straße, usw.) entsteht, verbessert wird. Damit 
verbunden ist auc~ eine Verbesserung der Sicherheit des fließen­
den Verkehrs . 
Diese Absicht des BKA durch den Garabenneubau den erheblich ge ­
stiegenen Stellplatzbedarf f1r seine Bediensteten befriedi~en 
zu können entsoricht einem schon seit langer Zeit ge~ußerten 
Wunsch des Ortsbeirates Nord- Ost . 

Um nun die für den Bau der Kfz-Stellplatzanlage notwendigen 
planungsrechtlichen Voraussetzungen beschleunigt schaffen zu 
können, soll der Bebauun;solan 11 8eis~e:-,::; - 1. 1\nueruns·· in 
Wiesbaden (1977/2) im vereinfachten 3ebauungsplanverfahren 
nach § 13 Bundesbau~esetz ~e~ndert ~erden . 
Die verein:'achte ;·\nderung des Bebauunq,s olanes ., Geisbert; -
1 . . i\nderun;;'' in ':liesb::tden nach § 13 E3au'J kann du:-ch~ef:lhrt 
werden, weil die ~rundzü~e der Planun~ nicht berührt werden . 
Aufgrund dessen kann auch von einer Beteilieung der 51r~er an 
der ~nderung des Bebauun Gsp lanes Wiesbaden 1977/2 im Sinne des 
§ 2 a ab~esehen ~erden . 

• 
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Die Bürger haben jedoch die M~glichkeit an den Beratun~en 
des Ortsbeirates so~ie der städt. Gre~ien, die öffentlich 
durchgef~~rt werden teilzunehmen und sich zu informieren . 
Der Ortsbeirat des Ortsbezirkes Hiesbaden 4 :Jord- Ost hat 
am 24.01.1984 der.1 Bebauunr;snlanentHur:' 'Geisberg - 2. !'~n­
derung11 in 1.-liesbaden zugestimmt . 
Im übrigen wurde den Eigentü~ern de~ von den ~nderun~en 
oder Zrg~nzungen betroffenen und benachbarten Grundstücken 
sowie den von den Änderun~en oder Erc~nzungen berührten 
Trägern öffentlicher Belange Geleg~nheit zur Stellungnahme 
gegeben . Aus diesem Kreis der Beteiligten wurden innerhalb 
der ihnen gesetzten Frist ~idersprJche erhoben, die als 
Bedenken und AnreGungen den städt . Körperschaften zur Ent­
scheidun~ vorgelest werden. 

4. Festsetzungen des BebauunGsplanes (§ 9 BBauG) 

4.1 Bauland (§ 9 Abs. 1 BBauG) 

4 . 1 . 1 Bau~runds~Jck für Semeinbedarf- Bundeskriminalamt (BKA) 

Grundflächenzahl 

Geschoßflächenzahl 

(GRZ) = 0, 3 

(GFZ) = 0,9 

abweichende Bau~eise, ß. h. wie offene Bauweise, 
jedoch auch über 50,00 m lange Gebäude zulässig . 

Tief3arage ~it Parkdeck (§ 9 (1) 4 BBauG) 

(für 316 Stellplätze) 

Innerhalb des BKA Grundstückes wird unter Beachtung der 
Bestimmungen der Hess. oauordnung (HBO) eine mehr~eschos­
sige Kfz-Stellolatzanlage festgesetzt. Diese Stellplatz­
anlage tritt an die Stelle eines zur Zeit dort vorhanden­
en Parkplatzes . 
Der Neubau wird erforderlich, da der Stellplatzbedarf 
des BKA erheblich gestiegen ist. Zwar wurden beim Neubau 
des BKA am Tränkweg Stellplätze festgesetzt und auch er­
richtet, jedoch reicht die dort angebotene Stel lplatz­
fläche für die Fahrzeuge der Bediensteten bei weitem nicht 
aus. 

Um zu vermeiden , daß wie bisher die Bediensteten in den, 
an das BKA angrenzenden öffentlichen Verkehrsstraßen 
(Thaerstraße, Idsteiner Straße u. a . ) parken, soll auf 
der Fläche des ?arkplatzes eine mehrgeschossige Kfz-Stell­
platzanla~e angele~t werden . 
Weiter Einzelheiten sind aus Ziffer 3 dieser Begründung 
zu entneh;:J.en . 
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Gemä~ § 21 a Abs. 3 Ziffer 2 und Abs . 4 Ziffer 2 
und 3 ßaQ~VO werden die Grund- und Geschoß~lächen 
dieser mehrseschoss i~en Ste llplatzanlage nicht auf 
die zuliissige GRZ und GFZ des Gesarntgrundstückes an­
gerechnet. (Siehe textl . Festsetzungen Ziff. 2) . 

4. 2 Flächen für Versorgung und Abfallbeseitigun~ (§ 9 (1) 

21 BBauG) 

Leitungsrecht 

Das bestehende Leitungsrecht zugunsten der Stadtwerke 
Wi esbaden AG, wird in Folge der neuen Stellplatzanlage 
in geänderter Lage neu fest~esetzt . In Absprache mit 
der ES\</E wird das Leitungsrecht thr . in die , an das 
Baugrundstück für Gemeinbedarf anerenzenden öffentlichen 
Wege verlegt . ~ur parallel zur Südostgrenze der TiefGarage 
durchschneidet die neue Leitungs:r~sse und so~it das 
Leitungsrecht das Baugrundstück für Geneinbedarf . 
Im Bereich der Fläche, die ~Jr das Anpflanzen von 3~u3en 
und Sträuchern vorgesehen sind, werden textliche Fest­
setzungen zum Schutz der Leitungstrasse getroffen . 

4.3 Vorkehrun~en zun Schutz· vor schädlichen Umwelteinwirkun~en 

(§ 9 (1) 24 BBauG) 

Um die Nachbarscha~t vor den zu erwartenden Kfz- Im~issionen 
wie Schall, Auspuffßase , Störungen durch Scheinwerferlicht 
zu sch1tzen, sollen neben den unter 4. 4 bebr1ndeten Fest ­
setzungen planun~srechtliche Vorkehrun~en zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen get roffen werden . (Siehe 
Ziffer Nr . 3 der textlichen Festsetzungen) . 

An immissionshemmenden Maßnahmen sind vorgesehen : 

1 . Geschlossene Ausführung der Außenwände der Garagenanlage 
zur Wohnbebauung hin, 

2 . &eschlossene Ausführung des Brüstun~steils des Parkdecks 
in einer Mindest-Höhe von 0 , 9 m Jber Pahrhahndec~e ?ark­
decl<:, 

3. Errichtun; der Abluftvorrichtung im Norden, auf der den 
Bundeskriminalar;It z use\·;andt en Seite . 

4.4 Annfla~zen und Srhaltun~ von Bäune~ und Sträuchern 

(§ 9 (1) 25 a + b B3auG) 

Innerhalb der nicht überbaubaren Grundst~c~sfläche (?l~c~e 
Z'.'lischen Baugrenze und ~~achbargrundstücken) sind entsprech 2: . ..; 
des 3ebauu:1;so2.anes Festset zun:;en vo:::-gesehen , die die Sv..c~,_G8 : 1· 

anlage gegen die angrenzer1c:en :-JachbargrundstUck durch ::rd.-
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wallaufs chüttungen ~ entsprechen d der technisch ~egebenen 
~5glichkeiten~ abschirmen soll. Diese Ge l ä n demode l lierungen 
sollen au3erdern mit Bäumen und St~~uchern benflanzt ~erden . 
Jber Art · und ~a~ der Bepflanzung sind unter Ziffer Nr . 4 
textliche Festsetzungen getroffen worden . 

5. Grundeigentumsverhlil tnisse und b odenordnende Maßnahmen 

(§ 9 Abs . 8 BBauG) 

Das von der Änderun~ betroffene G~undst1ck befindet sich 
vollstQndi; i~ :ir,entum der Bundesrepublik Deutschland . 
Bodenordnende :!aßnahmen sir.d daher nicht erforderlich . 

6 . Kos~en, die der Gemeinde (Stadt) durch die städtebau-

liehen Maßnahmen voraussichtlich entstehen (s 9 , Abs . 8 BBauG ~ 

Durch die Änderung des Bebauun~s~lanes entstehen der Ge ­
meinde keine zusätzlichen Kosten. 
Auch die Kosten fJr die Verlegung der Versorg ung sleitunGen 
der Stadtwerke Wiesbaden AG werden vom Veranlasser der 
Änderun~ (Bundeskriminala~t) betraGen . 

7. Statistische Angaben 

Bisher im Bereich d e r geplanten ~iefgaraGe 
vorhandene Stellplät ze 101 

künfti s in der ~icf~araGe vorGesehene Kfz -
Stellplätze (ins gesamt) 316 

Zuwachs an Kfz -
Stel lplätzen 215 

8. Textteil 

Textliche Festsetzungen 

Die textlichen Festsetzungen enthalten Regel ungen übe r die 
Nichtanrechnun~ der Flächen der Stellplatzanlage auf die 
z u lässige Grundfläche und die Geschoßfläche , über Vorkeh~ 
r ungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, über 
das Annflanzen und Erhalten von 3äu~en un~ 3tr1uchern i~ 
Bereich der n icht ~berbaubaren Grundstücksflächen , sowie 

• 
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im Bereich des für die ES~Z ~esicherte~ Leitun~srechtes . 
Außerdem werden maxi;nale !1ö!1enf es t set zu:1gen f1r die Ga­
ragenanlage getroffen . 

9. Zeichnerische Darstellung des Bebauungsolanes 

(Planzeichenverordnung vom 30 . 07 . 19 81) 

----

Die Planzeichen sind in der Zeichenerklärung des Bebauunss ­
olanes erläutert . 

Aufgestellt se~tl~ §§ 13 und 9 Abs . S des Bundesbau~esetzes in 
der Passuns vo~ 18 . 03 . 1976 (3031 . I S . 2256) , geändert durch 
die Beschleunigungsnovelle vom 06 . 07 .1979 (3031 . I S . 949) . 

I:.1 Auftrag 

L~'r'\ 
Vermessung3direktor 


